
„Wir haben den
Liberalismus
ins Sächsische

übersetzt“
Holger Zastrow

Auf vollen Touren: Sachsens FDP-Chef Holger Zastrow absolviert seine Wahlkampftour durch den Freistaat standesgemäß auf einem Motorrad
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Liberales Rollkommando
Lange galt die FDP in Sach-
sen und Thüringen als erle-
digt. Doch nun erleben die
Liberalen einen ungeahnten
Aufschwung und könnten
bald mitregieren. Ihr
Erfolgsgeheimnis: Distanz
zur Bundespartei

MONIKA DUNKEL

Von außen sieht es nach
Industriellenvilla aus, innen
drin nach Villa Kunterbunt.

Überall flattern Flyer und Pro-
gramme herum, hängen Plakate.
Junge Menschen in engen T-Shirts
wuseln geschäftig herum. 

Willkommen im Liberalen Haus,
der Dresdner Wahlkampfzentrale
der FDP. Oben auf der Balustrade
taucht Holger Zastrow auf, der Spit-
zenkandidat der Liberalen, und
winkt herein in den gemütlichen
Wintergarten. Viele schwarze Le-
dersofas stehen hier, die woanders
längst auf dem Sperrmüll gelandet
wären. Aber Zastrow scheint wenig
Wert zu legen auf solche Äußerlich-
keiten. „Wir sind die netteste und
bodenständigste Truppe, die sie
sich vorstellen können“, preist er
sich und seine Leute an. 

Dabei hätte der 40-Jährige allen
Grund abzuheben. Die FDP ist
drauf und dran, demnächst in die

Regierung in Sachsen einzuziehen.
Jüngste Umfragen sehen die Libera-
len bei 12 Prozent, die CDU bei
40 Prozent. Schwarz-Gelb wäre
drin, Schwarz-Rot abgelöst. Im be-
nachbarten Thüringen hat die FDP
mit Umfragewerten von neun Pro-
zent gar die Chance, vom außer-
parlamentarischen Exil ins Kabi-
nett aufzurücken.

Es wäre ein phäno-
menales Comeback der
Liberalen – nach vielen
tristen Jahren, in denen
die FDP im Osten mau-
setot war. Zehn Jahre
war sie in Sachsen nicht
im Landtag, dümpelte
bei einem Prozent. „Der
Niedergang war unsere Chance.
Die Karrieristen und Sprücheklop-
fer haben die Partei verlassen,
geblieben sind die mit Herz“, sagt
Zastrow. 

Erst 2004 klappte die Rückkehr
mit 5,9 Prozent. Damals galt die
FDP als Chaotenhaufen, in der
Union kursierte das geflügelte Wort
von der „Werbeagentur mit an-
geschlossener Partei.“ Zastrow ist
Chef eines 16-köpfigen Unterneh-
mens, das von Werbung und Bera-
tung lebt. Vom Freistaat Sachsen,
erzählt er, habe er all die Jahre nicht
einen Auftrag bekommen. Überlebt
hat er trotzdem. 

Zastrow tut die Vorwürfe als Neid
ab. Das Land bräuchte mehr Unter-
nehmer im Parlament, nicht nur
Berufspolitiker. Inzwischen habe

sich das Verhältnis zur CDU ent-
krampft. Längst hat Ministerpräsi-
dent Stanislaw Tillich zu verstehen
gegeben, dass er gerne mit ihnen
regieren würde, viel lieber als weiter
mit der SPD oder den Grünen 

Zastrows Erfolgsrezept ist sim-
pel: Er hat von Anfang an versucht,
sich von der Bundespartei zu

emanzipieren. „Wir ha-
ben den Liberalismus
ins Sächsische über-
setzt“, sagt der Mann
aus Bautzen. Sein Vater
war kurz in der SED. Als
er 2004 „Herz statt
Hartz“ plakatierte,
wunderte sich selbst die
Bundespartei, die da-

mals die Hartz-IV-Gesetze vertei-
digte. Doch heute sagt auch Partei-
chef Guido Westerwelle, dass das
Schonvermögen bei Hartz herauf-
gesetzt werden müsste. 

Die sächsischen Liberalen stellen
29 Bürgermeister, mehr als SPD,

Grüne und die Linkspartei zusam-
men. In zwei Kreistagen sind sie
stärker als die SPD. „Wir werden in
der Platte genauso gewählt wie in
der Villa“, gehört zu Zastrows Lieb-
lingssprüchen. Er selbst ist in der
Platte groß geworden, seine Mutter
lebt noch heute dort. Die Grünen,
so Zastrow, seien zu einer reinen
Milieupartei verkommen. Die FDP
hingegen sei eine bunte Volks-
partei.

Seine Großeltern im Westen hat
er nie besuchen dürfen, sie schick-
ten Pakete. „Das hat mich auf die
Straße getrieben – und am Ende
auch in die FDP.“ 1993 ist er ein-
getreten. Als Horror habe er emp-
funden, dass der Lebensweg in der
DDR vorgezeichnet war. „Du bist
als Jugendlicher in einem Betrieb,
den hast du als Rentner wieder ver-
lässt.“ Die Wende empfand er als
Befreiungsschlag. 

„Wegen Dir“ steht auf dem Pla-
kat. Zu sehen ist ein nacktes, süßes
Baby vor gelbem Hintergrund.
„Eine bessere Vereinbarkeit von Fa-
milien und Beruf ist eines unserer
wichtigsten Ziele“, erklärt Zastrow.
Er will sich damit abheben von dem
konservativen Familienbild der
CDU. Bei der SPD löste die Kam-
pagne Spott aus. Sie bemängelten
den falschen Genitiv, es hieße
„Deinetwegen“. Zastrow amüsiert
die Debatte. „Das sind doch Politik-
bürokaten.“ Außerdem hat er im
Duden nachgeschlagen. Umgangs-
sprachlich sei „wegen dir“ erlaubt. 

Einigung auf
Begleitgesetz für
Lissabon-Vertrag
Mehr Einfluss für Bundestag
und Länder bei EU-Themen

Vertreter von Bundestag und
Bundesrat haben sich grund-

sätzlich über mehr gesetzliche Mit-
bestimmung von Parlament und
Ländern in EU-Fragen verständigt.
Das erklärten Union und SPD ges-
tern in Berlin. CDU/CSU und So-
zialdemokraten kommen damit ei-
ner Forderung des Bundesverfas-
sungsgerichts nach. An den mehr-
wöchigen Beratungen waren auch
Vertreter der Opposition und der
Bundesländer beteiligt. 

Das Bundesverfassungsgericht
hatte den EU-Reformvertrag von
Lissabon im Juni grundsätzlich
gebilligt, aber mehr Mitwirkungs-
rechte für Bundestag und Bundes-
rat gefordert. Deshalb muss der
Bundestag ein neues Begleitgesetz
zum Vertrag schaffen. Die entspre-
chenden Beschlüsse dazu sollen in
der kommenden Woche erstmals
im Parlament beraten werden. Sie
sollen am 8. September im Bundes-
tag endgültig verabschiedet wer-
den. Der Bundesrat soll am 18. Sep-
tember zustimmen.

Man habe sich auf vier Entwürfe
geeinigt, die nun von Bundestag
und Bundesrat beraten und be-
schlossen werden müssten, sagte
der parlamentarische Geschäfts-
führer der SPD-Fraktion, Thomas
Oppermann, gestern in Berlin. „Es
war ein harter Kampf“, sagte der
Verhandlungsführer der Länder,
Baden-Württembergs Europa-
minister Wolfgang Reinhart (CDU).
„Die Interessen der Länder sind
ausreichend berücksichtigt.“ 

Größter Streitpunkt waren kom-
munale Belange, die CDU und CSU
in das begleitende Gesetz zum EU-
Reformvertrag von Lissabon auf-
nehmen wollen. Wie es aus Teil-
nehmerkreisen hieß, setzte sich die
CSU mit ihrer Forderung durch,
beim Thema kommunale Daseins-
vorsorge die kommunale Selbstver-
waltung gesetzlich festzuschreiben
und damit die Rechte der Städte
und Gemeinden gegenüber Brüssel
zu stärken. Außerdem bekommt
der Bundestag demnach mehr
Mitspracherechte bei der gemein-
samen Handelspolitik der EU –
beispielsweise beim Abbau von
Handelsschranken. Verfassungs-
änderungen etwa zu Volksabstim-
mungen über EU-Fragen, wie sie
die CSU ebenfalls verlangt hatte,
sind dagegen chancenlos. 

Die Grünen und die FDP wollen
den nun ausgehandelten Kompro-
miss mittragen. Kritisiert wird der
Gesetzentwurf dagegen von der
Linken. „Der Entwurf des neuen
Begleitgesetzes zum Vertrag von
Lissabon ist unzureichend“, er-
klärte der Linke-Europapolitiker
Diether Dehm. „Die Bundesregie-
rung muss nachbessern, sonst
riskiert sie erneute Verfassungs-
klagen.“ Die Linke lehnt den Lissa-
bon-Vertrag ab und hatte bereits im
ersten Verfahren gegen den Vertrag
geklagt. DPA, REUTERS

FDP setzt Schmidt Frist für Aufklärung
Rechnungshof soll Urlaubsfahrten der Gesundheitsministerin prüfen · SPD-Politikerin schlägt Änderung der Vorschriften vor

VON TIMO PACHE  

UND CLAUDIA KADE , BERLIN

D
ie FDP erhöht den Druck auf
Gesundheitsministerin Ulla
Schmidt (SPD), ihre Fahrten

mit dem Dienstwagen durch den
Bundesrechnungshof prüfen zu
lassen. Der FDP-Haushaltspolitiker
Otto Fricke forderte Schmidt ges-
tern ultimativ auf, den Rechnungs-
hof bis Ende der Woche selbst um
eine Kontrolle ihrer Fahrten seit
2004 zu bitten. Falls Schmidt dies
nicht tue, „wird der Haushaltsaus-
schuss dies machen“, kündigte Fri-
cke an. Ein Sprecher des Rech-
nungshofs erklärte, noch liege
keine „Prüfbitte“ vor. Die FTD be-
antwortet die wichtigsten Fragen. 

Was wird Ulla Schmidt vorgeworfen?
Die FDP hegt den Verdacht, dass
die SPD-Politikerin in den Jahren
2006 bis 2008 Fahrten mit dem
Dienstwagen an ihren Urlaubsort

in Spanien zu Unrecht über das
Ministerium abgerechnet hat. Ge-
nährt wird diese Vermutung durch
die Abrechnung ihrer jüngsten Spa-
nienreise in diesem Sommer: Statt
wie sonst als Dienstfahrt hat sie
diese Fahrt als Privatreise deklariert
und will den geldwerten Vorteil aus
der Nutzung des Dienstwagens pri-
vat versteuern. 

Wie argumentiert die Gesundheitsmi-
nisterin? Schmidt begründet die Pri-
vat-Abrechnung damit, dass dies-
mal der Sohn des Fahrers mitgefah-
ren sei und es sich nicht wie sonst
um eine „Leerfahrt“ gehandelt ha-
be. Sie beruft sich auf eine Vor-
schrift des Finanzministeriums. In
den Jahren 2006 bis 2008 seien mit
dem Dienstwagen dagegen Büro-
geräte nach Spanien transportiert
worden. 

Außerdem habe sie sich im
Urlaub immer wieder mit den dort
lebenden deutschen Rentnern

beschäftigt, anstatt eigens Dienst-
reisen nach Mallorca zu unterneh-
men, sagt Schmidt. Die SPD-Politi-
kerin bleibt dabei, dass sie stets
korrekt zwischen Privat- und
Dienstfahrten getrennt habe. Wenn
es trotzdem Irritationen gebe, sollte
sich der Haushaltsausschuss des
Bundestages „dringend mit den
Richtlinien zur Führung eines
Dienstwagens und auch mit den
einkommensteuerrechtlichen Fra-
gen“ auseinandersetzen und mög-
licherweise Änderungen vorneh-
men, fordert Schmidt.

Stimmt die Argumentation Schmidts?
Genau dies könnte der Rechnungs-
hof prüfen – allerdings mit großem
Aufwand. Die Prüfer müssten Fahr-
tenbücher und die Einkommen-
steuererklärungen der Ministerin
durchforsten. In jedem Fall müsste
der Rechnungshof auch prüfen, ob
die Fahrten mit dem Dienstwagen
wirtschaftlich waren, es also keine

günstigeren Alternativen gegeben
hätte. Für Verwirrung sorgte
Schmidts Argumentation in ihrer
jüngsten Erklärung, wegen des Fah-
rer-Sohnes habe die diesjährige
Spanienfahrt als privat „ausgewie-
sen werden müssen“. Eine ent-
sprechende Vorschrift findet sich
im einschlägigen Schreiben des
Finanzministeriums nicht. Auch
solche Vorschriften müssten von
den Rechnungsprüfern zunächst
auf ihre Anwendbarkeit für den
konkreten Fall geprüft werden.

Wie riskant ist das alles für SPD-Kanz-
lerkandidat Frank-Walter Steinmeier?
Der Herausforderer von Kanzlerin
Angela Merkel (CDU) steckt in ei-
nem ernsten Dilemma: Schon vor
zehn Tagen hatte er die Dienstwa-
genaffäre für beendet erklärt und
Schmidt in sein Kompetenzteam
nachrücken lassen. Würde er sie
jetzt wieder rausschmeißen, sähe er
leichtgläubig und wankelmütig aus.

Hält er jedoch an Schmidt fest, um
Entschlossenheit zu demonstrie-
ren, wird er von den Vorwürfen ge-
gen die Ministerin ebenso getroffen
wie Schmidt selbst. Steinmeiers
Wahlkampfstrategen stellen sich
darauf ein, dass Union und Opposi-
tion die Dienstwagenaffäre in den
nächsten fünf Wochen bis zur Wahl
zum Dauerthema machen werden.
Das kann empfindlich Stimmen
kosten: Denn schon nach den ers-
ten Vorwürfen in der Dienstwagen-
affäre Ende Juli war die SPD in den
Umfragen deutlich abgerutscht. 

Und wie geht es jetzt weiter? Selbst
wenn Schmidt oder der Haushalts-
ausschuss den Rechnungshof um
Prüfung bitten, muss dieser sich
nicht einschalten. Denn die Kon-
trolleure entscheiden selbst, was
sie prüfen. Nichts fürchten die
Beamten aber mehr, als von einer
Partei im Wahlkampf instrumenta-
lisiert zu werden. 
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Scholz will Altersteilzeit
für weitere fünf Jahre 

Bundesarbeitsminister Olaf Scholz
(SPD) will die Altersteilzeit auch in
den kommenden fünf Jahren weiter
fördern. Einen Gesetzentwurf zur Ver-
längerung der zum Jahresende auslau-
fenden Regelung habe er gestern vor-
gelegt, sagte Scholz. Es sei „ein gutes
Konzept, das sich in den letzten Jah-
ren bewährt hat“. Die Möglichkeit für
Arbeitnehmer, bereits mit 57 Jahren in
Altersteilzeit zu gehen, soll nach den
Vorstellungen von Scholz an die Über-
nahme von Auszubildenden geknüpft
werden. Scholz will die Verlängerung
„bis zum Ende des Jahres, möglichst
noch vor der Wahl“ umgesetzt sehen.
Die Altersteilzeit wird durch die Bun-
desagentur für Arbeit gefördert. Union
und Wirtschaft lehnen die Verlänge-
rungpläne ab, SPD und Gewerkschaf-
ten unterstützen den Minister. DPA

SPD für mehr Mitsprache
des Bundes bei Bildung 
Die SPD will dem Bund wieder mehr
Mitsprache bei der Bildung geben.
Das Kooperationsverbot, das in der
ersten Föderalismusreform von SPD
und Union vereinbart und im Grund-
gesetz festgeschrieben wurde, habe
sich nicht bewährt, sagte SPD-Vize
Andrea Nahles der „Süddeutschen
Zeitung“. Bislang ist die Kooperation
von Bund und Ländern nur in Notfäl-
len möglich. Eine generelle Zusam-
menarbeit könne durch eine Ände-
rung des Grundgesetzes erreicht wer-
den, sagte Nahles. Voraussetzung sei,
dass die Länder damit einverstanden
seien. Der rheinland-pfälzische Minis-
terpräsident Kurt Beck (SPD) unter-
stütze die Änderung. Auch aus ande-
ren SPD-regierten Ländern erwarte sie
keinen Widerstand, sagte Nahles. Eine
vollständige Zuständigkeit des Bundes
in Bildungsfragen lehnte sie wegen
der Gefahr von Kompetenzstreitig-
keiten aber ab. DPA

In deutschen Kliniken
fehlen 4000 Ärzte
Der Ärztemangel an den deutschen
Krankenhäusern wird nach Einschät-
zung der Deutschen Krankenhausge-
sellschaft (DKG) immer dramatischer.
In den 2087 Kliniken fehlten schon
jetzt rund 4000 Ärzte, „Tendenz stei-
gend“, sagte DKG-Hauptgeschäftsfüh-
rer Georg Baum gestern. Auch die Ret-
tungsdienste könnten nicht mehr aus-
reichend besetzt werden. Der Anteil
der Krankenhäuser, die offene Arzt-
stellen nicht besetzen könnten, ist
dem Verband zufolge zwischen 2006
und 2008 von 28 auf 67 Prozent ge-
stiegen. Ein wesentlicher Grund für
den Ärztemangel ist laut Baum die
Reduzierung der Studienkapazitäten.
Diese müssten deutlich ausgeweitet
werden. Der Klinikärzteverband Mar-
burger Bund warnte davor, den Ärzte-
mangel auf ein Studienplatzproblem
zu reduzieren. Die Forderung gehe in
die richtige Richtung, greife aber zu
kurz, sagte der Vorsitzende Rudolf
Henke. Der Effekt einer solchen Maß-
nahme trete erst mit einem Abstand
von acht bis zehn Jahren ein. „Das
beste Mittel gegen Ärztemangel sind
immer noch attraktive Arbeitsplätze“,
betonte er. REUTERS

Erste Krankenkasse
erhebt Zusatzbeitrag 
Als erste gesetzliche Krankenkasse
verlangt die Gemeinsame Betriebs-
krankenkasse Köln (GBK) nach einem
Bericht der „Berliner Zeitung“ von ih-
ren rund 30 000 Mitgliedern ab Herbst
einen Zusatzbeitrag. Unabhängig vom
Einkommen müssten die Mitglieder
ab 20. September pro Monat jeweils
8 € zusätzlich zum einheitlichen Bei-
tragssatz an die Kasse zahlen, hieß es.
Seit dem Start des Gesundheitsfonds
zum Jahresbeginn gilt bundesweit für
alle Kassenpatienten ein einheitlicher
Beitragssatz, der derzeit bei 14,9 Pro-
zent des Einkommens liegt. Kassen,
die mit diesen Mitteln nicht auskom-
men, können Zusatzzahlungen for-
dern. Bislang haben klamme Kassen
dies aber vermieden und stattdessen
fusioniert, um Verwaltungsausgaben
zu sparen. CLAUDIA KADE
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